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Der „Sommererlass“ kommt

Einige Aspekte des Herbsterlasses 
haben in den Kommunen für richtig 
viel Unmut gesorgt. Überraschen-
derweise war dies aber weniger die 
Vorgabe, von Bürgerinnen und Bür-
gern kostendeckende Gebühren zu 
verlangen, sondern vielmehr die Re-
gelung zu den Jahresabschlüssen. 
Nach Nr. 2 soll die Genehmigung 
des Haushalts 2015 zurückgestellt 
werden, bis der Jahresabschluss 
des Jahres 2012 aufgestellt ist. Dies 
Empfinden viele Kommunen als na-
hezu unlösbare Aufgabe. Immerhin 
gibt es mehr als eine Kommune, 
die sowohl die Eröffnungsbilanz als 
auch die Abschlüsse der Jahre 2009, 
2011, 2011, 2012 und 2013 noch nicht 
aufgestellt hat.

Um die Aufstellung der rückständi-
gen Jahresabschlüsse zu forcieren, 
wurden bereits einige Hilfestellun-
gen entwickelt. Die kommunalen 
Spitzenverbände haben gemeinsam 
mit dem Land Hessen den Leitfaden 
„Jahresabschlüsse fristgerecht er-
stellen“ erarbeitet. Das Land Hessen 
hat ein Programm zur Förderung der 
Aufstellung von Eröffnungsbilanzen 
und Jahresabschlüssen aufgestellt 
und unterstützt Gemeinden mit we-
niger als 7.500 Einwohnern mit bis zu 
44.000 Euro. Alle diese Maßnahmen 
helfen. Sie sind angesichts der viel-
schichtigen und höchst individuellen 
Ursachen der Säumnis allerdings 
nicht ausreichend.

Aus diesem Grund hat eine Arbeits-
gruppe unter der Federführung des 
Hessischen Städtetages Vorschlä-
ge erarbeitet, die den Kommunen 
die Aufstellung der rückständigen 
Jahresabschlüsse erleichtern sol-
len. Basis der Überlegungen ist die 
Erkenntnis, dass es wichtiger ist, 
schnell auf aktuellen Zahlen aufbau-
en zu können, als jedes Detail längst 
vergangener Jahre darzustellen. 
Daher nehmen die Erleichterungs-
regelungen bewusst in Kauf, dass 
die Abschlüsse der Jahre 2009 bis 
2013 wesentlich ungenauer als ein 
normaler Abschluss sind. Dies ist 

unvermeidlich, da der Abbau der 
Rückstände bei gleichzeitig höchs-
ter Genauigkeit wesentlich mehr 
Personal erfordern würde – doch für 
dieses ist kein Geld da. 

Diese Vorschläge hat das Hessische 
Ministerium des Innern und für Sport 
jetzt in einem Entwurf – den wir in 
Anlehnung an den „Herbsterlass“ 
hier „Sommererlass“ nennen möch-
ten – umgesetzt. 

Konkret sieht der Entwurf eine Reihe 
von Erleichterungen vor. 

•	 Die Kommunen können Wert- 
	 grenzen festlegen, unterhalb de- 
	 rer Forderungen, Verbindlichkei- 
	 ten etc. nicht ermittelt und aus- 
	 gewiesen werden müssen.
•	 Sie können auf die Bildung nahe- 
	 zu aller Rückstellungen ver- 
	 zichten. Die Bildung muss dann  
	 im Abschluss für das Jahr 2014  
	 nachgeholt werden. Dies kann  
	 das Jahresergebnis 2014 erheb- 
	 lich beeinflussen, wenn z. B.  
	 Rückstellungen für unterlas- 
	 sene Instandhaltungen auf einen 
 	 Schlag nachzuholen sind.
•	 Die Städte, Gemeinden und 
	 Landkreise können bis zum Jah- 
	 resabschluss 2014 auf die Einzel- 
	 wertberichtigung, die Inventur, die  
	 Darstellung der internen Leis- 
	 tungsverrechnung und die Anga- 

	 be von Leistungsmengen und  
	 Kennzahlen verzichten.
•	 Mehrere Jahresabschlüsse kön- 
	 nen im Komplex erstellt werden.  
	 Es ist ausdrücklich nicht notwen- 
	 dig, erst auf die Prüfung des Vor- 
	 jahres zu warten.
•	 Es ist zulässig, die seit dem  
	 1.1.2012 gelten Fassung der  
	 GemHVO für alle Jahre einheitlich  
	 anzuwenden. Damit entfällt der  
	 zeitraubende Wechsel zwischen  
	 den einzelnen Fassungen.
•	 Änderungen müssen erst im Ab- 
	 schluss für das Jahr 2014 berück- 
	 sichtigt werden. 

Der Entwurf fand die einhellige Zu-
stimmung der Mitglieder des Hes-
sischen Städtetages. Er soll in den 
nächsten Tagen veröffentlicht wer-
den.

Die Nutzung dieser Erleichterungen 
hat natürlich ihren Preis. Sie wird 
erkauft mit einer gewissen Unge-
nauigkeit der Jahresabschlüsse der 
Zwischenjahre. Allerdings erscheint 
dieser Preis verkraftbar, da mög-
lichst aktuelle Ist-Zahlen für die bald 
anstehende Beratung des Haushalts 
2015 weitaus wichtiger sind als die 
Frage, ob beispielsweise die zum 
31.12.2010 bestehenden Risiken 
aus Gerichtsprozessen durch eine 
Rückstellung in der richtigen Höhe 
abgedeckt sind. 
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Präsident OB Bertram Hilgen, Kassel

Das Land Hessen stellt die Kom-
munen derzeit vor viele Heraus-
forderungen. Wo sehen die be-
sonderen Aufgabenstellungen für 
den Hessischen Städtetag?
Die Finanzbeziehungen zwischen 
den hessischen Kommunen und 
dem Land sind ein Dauerthema 
mit aktueller Zuspitzung wegen der 
Notwendigkeit zu einer grundsätzli-
chen Neuregelung. Der Hessische 
Städtetag hat bei der Auseinander-
setzung mit diesem Thema jedoch 
eine besondere Rolle, da unser Ver-
band Gemeinden und Städte aller 
Größenklassen vertritt. Auch zum 
Thema Bildung besteht Handlungs-
bedarf. Der „Pakt für den Nach-
mittag“ darf keinesfalls ein Vertrag 
ausschließlich zu unseren Lasten 
werden. Auch werden wir uns dafür, 
dass die Rahmenbedingungen für 
die Kinderbetreuung, insbesondere 
auch für Kinder mit einer Behinde-
rung, gesellschaftlich fair und für die 
Städte und Gemeinden organisato-
risch umsetzbar gestaltet werden. 
Eine ganz aktuelle Herausforderung 
ist die steigende Zahl von Flüchtlin-
gen, die in Hessen ankommen und 
menschenwürdig untergebracht 
werden müssen. Auch dort sind 
kommunale Forderungen beim 
Land durchzusetzen.

In jüngerer Zeit haben Sie sich kri-
tisch damit auseinandergesetzt, 
wie die hessische Regierung ihren 
Landeshaushalt gestaltet. In der 
Regel beschäftigen sich Kommu-
nalpolitiker mit dem Landeshaus-
halt nur insoweit, wie Leistungen 
an die Kommunen betroffen sind. 
Eine neue Strategie?
Innenminister Beuth hat mit seiner 
Kommunalschelte Ende Juni im 
Hessischen Landtag das Verhand-
lungsklima um die Neuordnung 
des kommunalen Finanzausgleichs 
belastet. Beuth wirft uns vor, im Ver-
gleich zu den Kommunen anderer 
Länder zu viel auszugeben. 
Mein Ziel ist es, mit dem Innenmi-

Das Land darf die Kommunen nicht im Stich lassen
Interview mit Präsident Oberbürgermeister Bertram Hilgen 

nister ein gutes Arbeitsverhältnis zu 
pflegen. Ich wünsche ihn mir aller-
dings als Fürsprecher kommunaler 
Interessen innerhalb der Landes-
regierung. Das steht dem Innen-
minister besser zu Gesicht als der 
erhobene Zeigefinger, unbeschadet 
seiner Funktion als oberste Kommu-
nalaufsicht. 

Diskussionsbedarf besteht zu den 
Beratern, welche die Koalition fi-
nanzschwachen Kommunen zur 
Seite stellen will. Die hessischen 
Städte haben selbst hoch quali-
fizierte Finanzverwaltungen. Wir 
brauchen keine Ratschläge des 
Landes. Schauen wir auf die Schul-
den und den negativen Finanzie-
rungssaldo des Landes, so sollte 
sich die Landesregierung zuerst 
darauf konzentrieren, den Landes-
haushalt in Ordnung zu bringen. 
Finanzminister Dr. Schäfer muss an-
erkennen, wie sehr die hessischen 
Kommunen unterfinanziert sind. Wir 
übernehmen in Hessen weit mehr 
Aufgaben als die Kommunen in 
anderen Bundesländern, beispiels-
weise bei der Krankenhausfinanzie-
rung oder der Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen. Zudem 
haben die Städte schon kräftig kon-
solidiert, lieb gewordene Leistun-
gen gestrichen und von ihren Bür-

gern das Opfer höhere Steuerlast 
verlangt.

Gut 31 Monate Zeit hat der Hes-
sische Staatsgerichtshof dem 
Landesgesetzgeber gegeben, um 
statt einem bisher rechtswidrigen 
einen rechtmäßigen kommunalen 
Finanzausgleich zu schaffen. Die 
Hälfte dieser Zeit ist Ende August 
2014 verstrichen. Läuft die bishe-
rige Diskussion zu Ihrer Zufrie-
denheit?
Wir erwarten die eindeutige Aussa-
ge des Landes, dass sein Ziel darin 
besteht, mit den hessischen Kom-
munen zu einem Konsens über die 
Neuordnung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs 2016 zu kommen. 
Die Städte sind nicht die Berater 
oder gar die Sparringspartner des 
Landes auf dem Weg der Neuord-
nung. Wir wollen den Konsens, aber 
nur wenn auch das Land ernsthaft 
die Gemeinsamkeit mit uns sucht.
Dies wird nicht gelingen, wenn das 
Land wichtige Aufgaben wie Sport, 
Kultur und Wirtschaftsförderung als 
„freiwillig“ einstuft und somit nur ei-
nen Anteil von rund einem Drittel un-
serer Ausgaben in diesen Bereichen 
als Mindestausstattung anerkennt.
Sport ist Pflicht laut Verfassung des 
Landes Hessen. Dasselbe gilt für 
den Umweltschutz. Kultur ist unsere 
Pflicht auch angesichts zahlreicher 
Vereinbarungen, teilweise – wie bei 
den Staatstheatern – mit dem Land 
selbst. Und ohne Wirtschaftsförde-
rung wäre die Gewerbesteuer nied-
riger.
Es ist an der Zeit, grundsätzlich 
darüber Einvernehmen zu erzielen, 
dass zentrale gesellschaftliche Zie-
le nicht als „freiwillige“ und somit 
verzichtbare Angelegenheiten der 
Kommunen begriffen werden dür-
fen.

Zu einem ihrer wichtigsten Ziele 
der bis 2019 laufenden Legislatur-
periode hat die Landtagsmehrheit 
die hessenweit flächendeckende 
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Betreuung der Grundschulkinder 
bis zum Nachmittag um 17.00 Uhr 
erklärt. Sie bietet den Kommunen 
einen „Pakt für den Nachmittag“ 
an. Da werden die Kommunen 
doch sicher begeistert zustimmen 
und nicht im Wege stehen?
Da unsere Kinder im Alter von bis 
zu sechs Jahren jetzt eine Ganz-
tagsbetreuung in der Krippe und 
im Kindergarten erfahren, muss 
die Gemeinschaft das folgerichtig 
auch in der Grundschulzeit fortset-
zen. Eltern und Kinder haben ihren 
Lebenstakt danach ausgerichtet. 
Das Kind darf nicht mittags vor der 
elterlichen Haustür stehen müssen, 
sobald es eingeschult ist. Diese 
Erkenntnis ist nicht neu. Die Städ-
te haben danach gehandelt. Dabei 
darf nicht vergessen werden: Der 
Schulbetrieb ist Sache des Lan-
des. Die Kommunen sind nur für die 
Gebäude verantwortlich. Das Land 
muss seinen Beitrag erbringen und 
die städtischen Leistungen der 
Ganztagsbetreuung als „pflichtig“ 
einordnen. Sonst würde das Land 
mit Blick auf die Finanzen die Städte 
noch weiter unter Druck setzen. Das 
Land kann nicht einerseits feststel-
len, Ganztagsbetreuung sei in die-
ser Wahlperiode wichtiger als alles 
andere. Wenn die Kommunen sich 
dann an dieser zweifelsohne wich-
tigen Aufgabe beteiligen, wertet das 
Land plötzlich diese kommunale 
Leistung nur als „freiwillig“.

Zur Betreuung schwerbehinder-
ter Kinder steht der Abschluss 
der Rahmenvereinbarung Inte-
grationsplatz unmittelbar bevor. 

Können die Kommunen auf dieser 
Grundlage verlässlich agieren?
Über die Vereinbarung wird die 
Betreuungsqualität, welche die 
Kommunen gewährleisten, für die 
Zukunft fortgeschrieben. Die Grup-
pengröße, die Personalbemessung 
und die Gewährung der Fachkraft-
stunden werden beibehalten. Dar-
über hinaus wird der Geltungsbe-
reich der Vereinbarung auf Kinder 
unter drei Jahren erweitert. Das 
Land ist nach Abschluss dieser 
Rahmenvereinbarung nun in der 
Pflicht, die angesetzten Pauschalen 
im Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuch für die Inklusion 
von Kindern mit Behinderungen in 
Kindertagesstätten zu erhöhen, so 
dass es weiterhin möglich ist, die 
Gruppenreduzierungen beizubehal-
ten. Wir setzen darauf, dass der So-
zialminister Wort hält und das Land 
jährlich zehn Millionen Euro aus dem 
hessischen Sozialfonds zur Verfü-
gung stellt. Dies muss so rechtzei-
tig geschehen, dass wir bereits mit 

Beginn des Betreuungsjahres im 
August damit arbeiten können.

Aus Krisengebieten erreicht 
eine stetig ansteigende Zahl von 
Flüchtlingen unsere Mitglieds-
städte. Die menschenwürdige Un-
terbringung dieser Menschen ist 
eine große Herausforderung. Er-
achten Sie das Engagement von 
Bund und Land bei dieser Aufgabe 
als angemessen?
Der Bund hat die Entscheidung ge-
troffen, in diesem Umfang Flücht-
linge aufzunehmen. Die Erledigung 
dieser Aufgabe hat er an die Länder 
leider ohne Kostenausgleich dele-
giert. Die hessischen Kommunen 
nehmen diese Aufgabe als Wei-
sungsaufgabe des Landes wahr. 
Hessen zahlt für die Aufnahme und 
menschenwürdige Unterbringung 
deutlich zu niedrige Pauschalen 
an die Kommunen. Wenn das Land 
schon einen Vollkostenausgleich 
im Wege der Spitzabrechnung 
ablehnt, so muss es zumindest 
die Pauschalen so weit erhöhen, 
dass die tatsächlichen Ausgaben 
für Aufnahme, Unterbringung und 
Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz zumindest an-
nähernd gedeckt werden. D. h. die 
im Nachtragshaushalt wegen ge-
stiegener Fallzahlen und Erhöhung 
der Regelsätze vorgesehene Sum-
me von zusätzlichen 50 Millionen 
Euro ist mindestens zu verdoppeln. 
Das Land darf die Kommunen nicht 
im Stich lassen. Ein Zuwarten des 
Landes wird von den Städten nicht 
länger akzeptiert.

GFD Stephan Gieseler (HStT, l.) im Gespräch mit OB Bertram Hilgen
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Kultur, Sport und Wirtschaft: kommunales Pflichtprogramm

Position Hessischer Städtetag
In einem Brief an das Hessische 
Finanzministerium (HMdF) unter-
streicht der Hessische Städtetag 
seine Position, dass bei der Neu-
ordnung des kommunalen Finanz-
ausgleichs Kultur-, Sport- und Wirt-
schaftsförderung nicht unter die 
Räder kommen dürfen. Der Aufwand 
für diese Aufgaben gehört nach 
Städtetags-Überzeugung grund-
sätzlich zur so genannten Mindest-
ausstattung der Kommunen. 

So widerspricht der Präsident des 
Hessischen Städtetags, Kassels 
Oberbürgermeister Bertram Hilgen, 
ersten Festlegungen des Landes, 
wonach künftig Sport- und Wirt-
schaftsförderung zu 100 Prozent 
freiwillige Leistungen der Kommu-
nen sein sollen. 

Hilgen: „Die Förderung des Sports 
ergibt sich aus der Tatsache, dass 
Sport Pflichtfach in unseren Schulen 
ist und die Kommunen dafür Sport-
anlagen und Schwimmbäder unter-
halten. Kommunale Wirtschaftsför-
derung ist die Basis für die guten 
wirtschaftlichen Daten aller Landes-
teile. Wer dies zur Kür herabstuft, hat 
nicht verstanden, woher die Steuer-
einnahmen kommen.“

„Auch bei der Kultur können wir die 
Zuordnung nicht nachvollziehen,“ 
so Hilgen. Selbst bei den kreisfreien 
Städten hält das Land 80 Prozent 
der Kulturausgaben für freiwillig. 
Das Land darf die kommunale Kul-

turförderung nicht schwächen. Dies 
hätte Auswirkungen auf die vielfälti-
ge Theater- und Kulturlandschafft in 
Hessen. Die von den Kommunen vor 
dem Staatsgerichtshof erstrittene 
Neuordnung des Finanzausgleichs 
darf nicht zu einer Abstufung von 
Sport, Kultur und Wirtschaftsför-
derung führen, wie sie derzeit beim 
Land ins Auge gefasst werden“.

Aktuelle Berechnungen
Das HMdF hat getrennt nach vier 
Gruppen ohne allgemeine Finanz-
wirtschaft und nach den 15 Pro-
duktbereichen Pflichtquoten ein-
geschätzt, wie sich seiner Meinung 
nach das Verhältnis zwischen pflich-
tigen kommunalen Aufgaben zu frei-
willigen Aufgaben darstellt (kreisfreie 
Städte, Landkreise, kreisangehörige 
Städte mit Sonderstatus und kreis-
angehörige Gemeinden. 

Die Berechnung der Geschäftsstelle 
geht davon aus, dass die hessische 
Kommunen aktuell Produkte mit ei-
nem Aufwand von rund 15,6 Mrd. 
Euro jährlich erstellen. 

Um in etwa abschätzen zu können, 
was diese Quoten bedeuten, hat die 
Geschäftsstelle die Einschätzung 
des Landes zu den Pflichtquoten zu-
grunde gelegt. Die Geschäftsstelle 
hat damit also noch nicht berechnet, 
wie die Zahlen nach Städtetags-
Meinung aussehen, sondern welche 
Wirkung die Einschätzung des Lan-
des hat.

Hessens Kommunen würden – die 
Einschätzung des Landes zugrunde 
gelegt – rund 2,1 Mrd. Euro jährlich 
für Leistungen ausgeben, die sie 
freiwillig erbringen. Diese 2,1 Mrd. 
Euro würden dann nicht zwingend 
voll zur Mindestausstattung der 
Kommunen zählen. Das Land würde 
auf diese Aufgaben voraussichtlich 
nur einen Pauschalbetrag zu zahlen 
bereit sein, der deutlich unterhalb 
des tatsächlichen kommunalen Auf-
wands liegt.

Die Pflichtquoten des Landes hätten 
auf die vier kommunalen Gruppen 
nach der Berechnung der Geschäfts-
stelle durchaus unterschiedliche 
Wirkungen. Am günstigsten würden 
die Landkreise liegen, welche mit gut 
5 % die geringste Quote an freiwilli-
gen Leistungen erbringen würden. 
Die kreisfreien Städte würden rund 
13 % freiwillig ausgeben. Die kreis-
angehörigen Städte und Gemeinden 
– mit oder ohne Sonderstatus – hät-
ten danach eine Freiwilligenquote 
von rund 20 Prozent.

Die Geschäftsstelle hat auf der Basis 
von entsprechendem Datenmaterial  
eine Tabelle und eine Grafik erstellt.

 Kommunen
Summe 
Aufwand 

Produktbereich

Summe 
Aufwand 

Pflicht

Summe 
Aufwand 
Freiwillige

Pflicht               
quote

Freiwillige 
Quote

Alle -15.625.896.665 -13.472.912.559 -2.152.984.106 86,22 % 13,78 %

kreisan-
gehörige

-4.683.815.777 -3.741.737.032 -942.078.745 79,89 % 20,11 %

kreisfreie -5.299.023.377 -4.573.820.125 -725.203.252 86,31 % 13,69 %

Landkreise -4.657.666.157 -4.377.594.735 -280.071.422 93,99 % 6,01 %

Sonder-
status

-985.391.354 -779.760.667 -205.630.687 79,13 % 20,87 %

Daten zu Grafik und Tabelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Jahresrechnung 2012) und HMdF 
(Qualifizierte Einschätzung der Quote pflichtiger und freiwilliger kommunaler Leistungen)Tabelle und 
Grafik: Geschäftsstelle des HStT auf Basis dieser Daten

Sicherheit für Kommunen auf den Punkt

KRISTALL – das SV Airbag-Konzept
Ihres regionalen Kommunalversicherers.

SV Kommunal - das Dienstleistungszentrum für Kommunen und Sonderkunden

34117 Kassel  Kölnische Straße 42 – 46  Tel. 0561 7889-45918  Fax 0561 7889-46828
E-Mail: sv-kommunal@sparkassenversicherung.de  Internet: www.sv-kommunal.de
Selbstverständlich steht Ihnen auch Ihre SV Generalagentur oder Ihre Sparkasse als Ansprechpartner zur Verfügung.

Finanzen
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 Kommunen 

Summe Aufwand 
Produktbereich 

Summe Aufwand 
Pflicht 

Summe Aufwand 
Freiwillige 

Pflicht        
quote 

Freiwilli
ge 
Quote 

alle  ‐15.625.896.665 ‐13.472.912.559 ‐2.152.984.106 86,22 %  13,78 % 

kreisangehörige  ‐4.683.815.777 ‐3.741.737.032 ‐942.078.745 79,89 %  20,11 % 

kreisfreie  ‐5.299.023.377 ‐4.573.820.125 ‐725.203.252 86,31 %  13,69 % 

Landkreise  ‐4.657.666.157 ‐4.377.594.735 ‐280.071.422 93,99 %  6,01 % 

Sonderstatusst.  ‐985.391.354 ‐779.760.667 ‐205.630.687 79,13 %  20,87 % 

Daten zu Grafik und Tabelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Jahresrechnung 2012)  
und HMdF (Qualifizierte Einschätzung der Quote pflichtiger und freiwilliger kommunaler Leistungen) 
Tabelle und Grafik: Geschäftsstelle des HStT auf Basis dieser Daten 

‐504.439.940

‐326.616.976

‐388.486.124

‐452.017.464

‐440.156.222

Alle Kommunen                                           
Vom Land für freiwillig gehaltene Leistungen

Kultur Sport Wiförd. Soz., Kinder, Jug. Übrige PB

- 3 - 

 Kommunen 

Summe Aufwand 
Produktbereich 

Summe Aufwand 
Pflicht 
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Interkommunale Zusammenarbeit gerettet – 
Umsatzsteuergesetz wird geändert

Interkommunale Zusammenarbeit 
ist für viele Kommunen eine sehr 
wichtige Möglichkeit, ihren Bürge-
rinnen und Bürgern auch in finan-
ziell schwierigen Zeiten attraktive 
Leistungen bieten zu können. Über 
vielen Projekten der interkommuna-
len Zusammenarbeit schwebt aber 
das Damoklesschwert der Umsatz-
steuerpflicht. Wenn für Leistungen 
im Rahmen der interkommunalen 
Zusammenarbeit Umsatzsteuer zu 
zahlen ist, dann werden diese Leis-
tungen 19 % teurer. Dies kann für 
viele IKZ-Projekte das Aus bedeu-
ten, die sich dann einfach nicht mehr 
rechnen.

Nach intensivem Drängen der kom-
munalen Spitzenverbände und 
der Innenministerkonferenz haben 
die Finanzministerien des Bundes 
und der Länder den Entwurf einer 
Ergänzung des Umsatzsteuer-
gesetzes vorgelegt. In dieses soll 
ein neuer Paragraph 2 b eingefügt 
werden. Dieser sieht vor, dass die 
Zusammenarbeit zwischen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts 
grundsätzlich von der Umsatzsteu-
er befreit sind. Anders wird die Si-
tuation bewertet, wenn es zu einer 
größeren Wettbewerbsverzerrung 
kommt. Aus diesem Grund liegt der 
Schwerpunkt der Neuregelung auf 
der Frage: Wann liegt eine größere 
Wettbewerbsverzerrung vor? Ver-

einfacht gibt es vier Fälle, in denen 
der Wettbewerb nicht erheblich ver-
zerrt wird und die daher nicht mit der 
Umsatzsteuer belastet werden.
•	 Begünstigt sind zum einen klei- 
	 nere Projekte, die die Bagatell- 
	 grenze von 17.500 Euro pro Jahr  
	 nicht überschreiten. Solange sich  
	 das Projekt im Rahmen des Privi- 
	 legs für Kleinunternehmer be- 
	 wegt, muss die Kommune keine  
	 Umsatzsteuer zahlen.
•	 Es sind alle Leistungen von der  
	 Umsatzsteuer befreit, für die oh- 
	 nehin keine Umsatzsteuer anfällt.  
	 Beispielsweise unterliegen Kin- 
	 dergärten nach § 4 Nr. 25 S. 2 b)  
	 UStG nicht der Umsatzsteuer- 
	 pflicht – dies gilt dann selbstver- 
	 ständlich auch für Kindergärten,  
	 die in interkommunaler Zusam- 
	 menarbeit betrieben werden.
•	 Eine größere Wettbewerbsver- 
	 zerrung schließt das Gesetz auch  
	 dort aus, wo Leistungen aufgrund  
	 gesetzlicher Vorgaben nur von  
	 Körperschaften des öffentlichen  
	 Rechts erbracht werden können.  
	 Damit ist im gesamten klassi- 
	 schen hoheitlichen Bereich eine  
	 Zusammenarbeit ohne Ein- 
	 schränkung möglich. Dies betrifft  
	 etwa gemeinsame Ordnungsbe- 
	 zirke, gemeinsame Standesamts- 
	 bezirke oder auch die Zusam- 
	 menarbeit in Kämmerei, Steuer- 
	 amt oder Stadtkasse.

•	 Schließlich ist auch die Zusam- 
	 menarbeit in spezifisch öffentlich- 
	 rechtlichen Projekten von der Um- 
	 satzsteuer befreit. Voraussetzung  
	 ist allerdings, dass der Leistungs- 
	 austausch auf einer langfristigen  
	 öffentlich-rechtlichen Vereinba- 
	 rung beruht, es sich um eine öf- 
	 fentliche Aufgabe handelt, nur  
	 die Kosten erstattet werden und  
	 die Leistung im Wesentlichen für  
	 andere juristische Personen des  
	 öffentlichen Rechts erbracht wer- 
	 den. Diese Bestimmung erlaubt  
	 beispielsweise die Zusammenar- 
	 beit von Bauhöfen.

Zusätzlich ist vorgesehen, dass eine 
Übergangsregelung die bisherige 
Verwaltungspraxis bis zum 1.1.2019 
erlaubt. Im Ergebnis besteht somit 
kein Grund, von sinnvollen und wirt-
schaftlich tragfähigen Projekten der 
interkommunalen Zusammenarbeit 
abzusehen. Die Schreckgestalt der 
Umsatzsteuerpflicht hat sich jeden-
falls in ihr Versteck zurückgezogen.

Nach dem Umsatzsteuergesetz 
werden alle Leistungen, die ein 
Unternehmer gegen Entgelt aus-
führt, besteuert. Daher zahlen 
auch Kommunen Steuern, wo sie 
sich wie Wirtschaftsbetriebe ver-
halten. Beispielsweise muss eine 
Stadt für die Bücher, die sie in der 

städtischen Touristen-Information 
verkauft, selbstverständlich Um-
satzsteuer entrichten. Arbeiten 
mehreren Körperschaften des 
öffentlichen Rechts – dies können 
Kommunen, aber auch Bundes-
länder oder öffentlich-rechtliche 
Rundfunkanstalten sein – zusam-

men, so wurde dies traditionell als 
so genannte Beistandsleistung 
nicht besteuert. Nach einem Urteil 
des BFH konnten diese Privilegien 
der öffentlichen Hand allerdings 
nicht länger beibehalten werden. 
Daher war eine Neuregelung not-
wendig. 

Warum müssen Kommunen eigentlich 
Umsatzsteuer zahlen?
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Städte fordern mehr Geld für Flüchtlinge und Inklusion

In der 103. Sitzung des Ausschus-
ses für Soziales und Integration des 
Hessischen Städtetages auf der 
Landesgartenschau in Gießen am  
4. Juni 2014 haben die Ausschuss-
mitglieder ihre finanziellen Forderun-
gen an das Land Hessen bekräftigt. 
In einem gemeinsamen Gespräch 
mit Staatsminister Stefan Grüttner 
wurden die Problemlagen ausge-
tauscht und Lösungsvorschläge 
diskutiert.

Ein Zuwarten des Landes kann von 
den Städten nicht weiter akzeptiert 
werden. Sie müssen für die Aufnah-
me und Unterbringung der Flüchtlin-
ge hohe finanzielle und personelle 
Ressourcen bereitstellen, die ihre 
Leistungsfähigkeit bei weitem über-
steigen. Neben steigenden Zahlen 
erwachsener Flüchtlinge kommen 
auch immer mehr unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge nach Hessen. 
Diese brauchen neben einer Un-
terbringung mit Verpflegung auch 
enorme psycho-soziale Leistungen 
und medizinische Hilfen. Unterbrin-
gungsmöglichkeiten sind knapp.

Die im Landes-Nachtragshaushalt 
vorgesehene zusätzliche Summe 
von 50 Mio. Euro, die ausschließ-
lich Fallzahlsteigerungen und die 
Erhöhung der Regelsätze infolge 
des Urteils des BVerfG vom 18. Juli 
2012 zum Teil kompensiert, müsste 
mindestens verdoppelt werden, um 
annähernd die tatsächlichen Aus-
gaben für Aufnahme, Unterbringung 
und Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz erstattet zu 
bekommen.

Das Land trifft die Verpflichtung ei-
nes Vollkostenausgleichs aus Art. 
137 Abs. 5 HV, da es sich um eine 
Weisungsaufgabe handelt. Der 
Bund ist eigentlicher Verursacher 
und eigentlicher Kostenträger. Eine 
Bundesbeteiligung fehlt jedoch 

gänzlich. Das Problem fehlender 
Finanzausstattung kann nicht erst 
durch die KFA-Reform gelöst wer-
den. Hier sind direkte Ausgleichs-
zahlungen notwendig. Es wird Zeit, 
dass Land und kommunale Spit-
zenverbände eine für beide Seiten 
akzeptable Berechnung einer Lan-
deserstattung erarbeiten.

Die Leitsätze des Landesrech-
nungshofes sind in Ballungsräumen 
und Städten nicht umsetzbar und 
zeigen, wie weit der Landesrech-
nungshof von der Realität und der 
fachlichen Entwicklung entfernt ist: 
Nach dessen Ansicht ist von einer 
Unterbringung von Flüchtlingen in 
Gemeinschaftseinrichtungen Ab-
stand zu nehmen und stattdessen 
Einzelunterbringung in Wohnungen 
angebracht. Bei der derzeit beste-
henden Wohnungsknappheit in den 
kreisfreien Städten lässt sich dieser 
Leitsatz nicht umsetzen, will man 
nicht noch mehr Ausgaben produ-
zieren.

Problematisch ist auch, dass die un-
zureichende Landeserstattung nur 
für zwei Jahre erfolgt. Die Flüchtlin-

ge bleiben aber sehr viel länger. Eine 
Integration wird jedoch gesetzlich 
verhindert. Hier bedarf es einer ge-
meinschaftlichen politischen Ent-
scheidung: Wenn Flüchtlinge aufge-
nommen werden sollen, muss auch 
die Finanzierung der Aufnahme, 
Unterbringung und Integration gere-
gelt sein. Keine Stadt will Menschen 
menschenunwürdig unterbringen.

Auch bei der Umsetzung der Inklu-
sion in Schulen sieht der Ausschuss 
Handlungsbedarf. Die Ausgaben 
der Städte im Bereich Jugend- und 
Sozialhilfe sind allein für die Bewilli-
gung von Integrationshelfern in und 
an Schulen im Vergleich der Jahre 
2011 und 2013 um mehr als das Dop-
pelte gestiegen. Es genügt nicht, 
wenn Bund und Land immer nur 
kommunale Aufgaben erfinden. Sie 
müssen auch die finanzielle Ausstat-
tung dafür vornehmen, da die Städte 
keine bzw. nur überschaubare eige-
ne Einnahmemöglichkeiten haben. 
Die Ausgaben für Integrationshelfer 
stiegen nur bei den kreisfreien Städ-
ten und Sonderstatusstädten von  
7,7 Mio. Euro (2011) auf 16,1 Mio. 
Euro im Jahre 2013.

Soziales 
und 
Integration
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Staffelung der Besoldungs- und 
Versorgungserhöhung verfassungswidrig

Mit Urteil vom 1. Juli 2014 hat der 
Verfassungsgerichtshof Nordrhein-
Westfalen entschieden, dass eine 
nach Besoldungsgruppen gestaffel-
te Besoldungs- und Versorgungser-
höhung verfassungswidrig ist. 

Gegenstand des Verfahrens war das 
Gesetz zur Anpassung der Dienst- 
und Versorgungsbezüge 2013/2014 
sowie zur Änderung weiterer dienst-
licher Vorschriften im Land Nord-
rhein-Westfalen. Es sieht vor, dass 
die Besoldungs- und Versorgungs-
erhöhung nach der Einstufung der 
Beamtinnen und Beamten wie folgt 
abgestuft wird: Besoldungsgruppen 
A 2 bis A 10 Erhöhung ab 1. Januar 
2013 um 2,65 % und ab 1. Januar 
2014 um 2,95 %, Besoldungsgrup-
pen A 11 und A 12 Erhöhung ab  
1. Januar 2013 und ab 1. Januar 2014 
um jeweils 1,00 % und Besoldungs-
gruppen ab A 13 keine Erhöhung. 

Der Verfassungsgerichtshof Nord-
rhein-Westfalen hat entschieden, 
dass das Alimentationsprinzip den 
Dienstherrn verpflichte, den Be-
amtinnen und Beamten lebenslang 
entsprechend der Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse und des 
allgemeinen Lebensstandards ei-
nen angemessenen Lebensunter-
halt zu gewähren. Der Gesetzgeber 
müsse daher die Bezüge aufgrund 
einer Gesamtschau der relevanten 
Kriterien und anhand einer Gegen-

überstellung mit jeweils in Betracht 
kommenden Vergleichsgruppen in-
ner- und außerhalb des öffentlichen 
Dienstes festsetzten. Die vom Ge-
setzgeber vorgesehenen Sprünge 
zwischen bestimmten Besoldungs-
gruppen ließen sich mit dem Willen 
des Gesetzgebers zum Abbau einer 
Überalimentation bestimmter Be-
soldungsgruppen nicht rechtferti-
gen. Auch die vom Gesetzgeber in 
Bezug genommene angespannte 
Haushaltslage rechtfertige die ge-
troffene Regelung nicht.

In seinen Leitsätzen stellte der Ver-
fassungsgerichtshof Nordrhein-
Westfalen fest:

1.	 Art. 33 Abs. 5 GG ist über Art. 4  
	 Abs. 1 LV NRW Bestandteil der  
	 Landesverfassung und damit  
	 unmittelbar geltendes Landes- 
	 recht.
2.	 Nach dem Alimentationsprinzip  
	 muss der Gesetzgeber die Be- 
	 züge der Beamten, Richter und  
	 Versorgungsempfänger anhand  
	 einer Gegenüberstellung mit be- 
	 stimmten Vergleichsgruppen in- 
	 nerhalb und außerhalb des öf- 
	 fentlichen Dienstes festsetzen.
3.	 Der Gesetzgeber ist grundsätz- 
	 lich verpflichtet, die Bezüge der  
	 Beamten, Richter und Versor- 
	 gungsempfänger an eine positi- 
	 ve Entwicklung der wirtschaft- 
	 lichen und finanziellen Verhält- 
	 nisse anzupassen.

4.	 Der Gesetzgeber darf die Be- 
	 züge kürzen oder mit einer An- 
	 passung hinter der Entwicklung  
	 der wirtschaftlichen und finanzi- 
	 ellen Verhältnisse zurückbleiben,  
	 um eine Überalimentation ab- 
	 zubauen. Dies ist jedoch nur  
	 dann statthaft, wenn die Bezüge  
	 nicht bereits an der unteren  
	 Grenze einer amtsangemesse- 
	 nen Alimentation liegen.
5.	 Hält der Gesetzgeber für die Be- 
	 soldungsgruppen A 2 bis A 10  
	 eine Erhöhung der Besoldung  
	 von 5,6 % zur Sicherung einer  
	 amtsangemessenen Alimenta- 
	 tion für sachgerecht, dann darf  
	 er ohne sachlichen Grund die Er- 
	 höhung der Grundgehaltssät- 
	 ze für die Besoldungsgruppen  
	 A 11 und A 12 nicht auf 2 %  
	 beschränken und jedenfalls  
	 nicht schon ab Besoldungs- 
	 gruppe A 13 auf jede Erhöhung  
	 der Grundgehaltssätze verzich- 
	 ten.

In Hessen wurde die Besoldungs- 
und Versorgungserhöhung bislang 
nicht nach Besoldungsgruppen ge-
staffelt: Das Hessische Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungsgesetz 
2013/2014 sieht eine für alle Besol-
dungsgruppen einheitliche Erhö-
hung der Besoldungs- und Versor-
gungsbezüge um 2,6 % zum 1. Juli 
2013 und zum 1. April 2014 vor. 

Für die nächste Besoldungs- und 
Versorgungsanpassung trifft der 
Koalitionsvertrag folgende Fest-
legung: „Wir werden den Anstieg 
der Personalausgaben begrenzen. 
Dies geschieht in einer Kombinati-
on aus einem Stellenabbau außer-
halb des Bereichs der Lehrerstellen 
um zusätzlich rd. 1.800 Stellen und 
einem Fortwirken des zum 1.7.2014 
beschlossenen Besoldungszu-
wachses von 2,8 Prozent bis zum 
30.6.2016. Ab dem 1.7.2016 steigen 
die Beamtengehälter um ein Prozent 
jährlich.“©

 b
lo

bb
ot

ro
ni

c,
 F

ot
ol

ia
Recht, 
Personal 
und 
Ordnung

10É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 7-8/2014

Beamtenbesoldung auf dem Prüfstand

Am 19. Juni 2014 hat der Europä-
ische Gerichtshof in den verbun-
denen Rechtssachen Specht u. a. 
(C-501/12 bis C 506/12, C-540/12 
und C-541/12) sein lange erwartetes 
Urteil zur „Altersdiskriminierung des 
Besoldungsrechts“ verkündet.

Der Europäische Gerichtshof stell-
te zunächst fest, dass die Besol-
dungsbedingungen der Beamtinnen 
und Beamten in den Anwendungs-
bereich der Richtlinie 2000/78 zur  
Festlegung eines allgemeinen Rah-
mens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf fallen.

Sodann entschied der Europäische 
Gerichtshof, dass das durch §§ 27, 
28 BBesG a.F. geschaffene Besol-
dungssystem zu einer unmittelbar 
auf dem Kriterium des Alters beru-
henden Ungleichbehandlung führt. 

Die Richtlinie 2000/78 zur Festle-
gung eines allgemeinen Rahmens 
für die Verwirklichung der Gleich-
behandlung in Beschäftigung und 
Beruf stehe einer nationalen Maß-
nahme entgegen, nach der sich wie 
bei der in den Ausgangsverfahren 
in Rede stehenden Maßnahmen 
die Grundgehaltsstufe eines Be-
amten innerhalb der jeweiligen Be-
soldungsgruppe bei der Einstellung 
nach dem Lebensalter richtet.

Hinsichtlich der Überleitung der 
Beamtinnen und Beamten in eine 
neue Besoldungsstruktur (Erfah-
rungsstufen) führte der Europäische 
Gerichtshof aus, dass solche Über-
gangsregelungen grundsätzlich zu 
billigen seien. 

Der Europäische Gerichtshof ent-
schied, dass immer dann, wenn 
Beamtinnen und Beamte allein we-
gen ihres Einstellungsalters ein ge-
ringeres Gehalt beziehen als andere 
Beamte, obwohl sie sich in einer ver-
gleichbaren Situation befinden, eine 
unmittelbare Diskriminierung wegen 
des Alters zu bejahen sei. 

Eine solche Ungleichbehandlung 
wegen des Alters sei jedoch ge-
rechtfertigt: 

Ein Gesetz wie das – streitgegen-
ständliche – BerlBesÜG erscheine 
als zur Erreichung des verfolgten 
Ziels (den Besitzstand und die be-
rechtigten Erwartungen in Bezug 
auf die künftige Entwicklung der 
Besoldung zu schützen) geeignet. 
Unter diesen Umständen habe der 
nationale Gesetzgeber die Grenzen 
seines Ermessens auch nicht über-
schritten, als er es als weder realis-
tisch noch wünschenswert ansah, 
das neue Einstufungssystem rück-
wirkend auf alle Bestandsbeamten 
anzuwenden oder auf sie eine Über-
leitungsregelung anzuwenden, die 
dem bevorzugten Bestandsbeam-
ten die Besoldung in der bisherigen 
Höhe so lange garantiert, bis er die 
nach dem neuen Besoldungssys-
tem für die Erreichung einer höheren 
Besoldungsstufe erforderliche Er-
fahrung erworben hat.

Auch schreibe die Richtlinie 2000/78 
zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf unter Umständen wie de-
nen des Ausgangsverfahrens nicht 
vor, den diskriminierten Beamtinnen 
und Beamten rückwirkend einen Be-
trag in Höhe des Unterschieds zwi-
schen ihrer tatsächlichen Besoldung 
und der Besoldung nach der höchs-
ten Stufe ihrer Besoldungsgruppe zu 
zahlen.

Zuletzt stellte der Europäische Ge-
richtshof fest, dass das Unionsrecht 
einer nationalen Vorschrift wie der 
in den Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden, nach der ein Beam-
ter Ansprüche auf Geldleistungen, 
die sich nicht unmittelbar aus dem 
Gesetz ergeben, zeitnah (nämlich 
vor dem Ende des laufenden Haus-
haltsjahres) geltend machen muss, 
nicht entgegenstehen, wenn diese 
Vorschrift weder gegen den Äqui-
valenzgrundsatz noch gegen den 
Effektivitätsgrundsatz verstößt.

Im weiteren Verfahrensgang wird zu-
nächst das vorlegende Verwaltungs-
gericht Berlin entscheiden. Es ist 
davon auszugehen, dass im weiteren 
Instanzenzug auch das Bundesver-
waltungsgericht angerufen wird. 
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Auch in Hessen sind Klagen 
von Beamtinnen und Beam-
ten vor den Verwaltungsge-
richten und dem Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof an-
hängig, die zunächst ruhend 
gestellt wurden. Das Ver-
waltungsgericht Frankfurt 
am Main hatte mit Urteil vom 
23. August 2012 als erstes 
Gericht entschieden, dass 
die besoldungsrechtlichen 
Regelungen, die eine Staffe-
lung der Bezüge nach dem 
Lebensalter vorsehen, gegen 
das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz verstoßen.

Hintergrund

Staffelung der Besoldungs- und 
Versorgungserhöhung verfassungswidrig
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Städtetag fordert anlassunabhängige Freigabe von bis zu 
vier verkaufsoffenen Sonntagen im Jahr und nächtliches 
Alkoholverkaufsverbot

Im Zuge der Föderalismusreform 
hat Hessen seit dem 23.11.2006 ein 
Ladenöffnungsgesetz (HLöG). Nach  
§ 6 Abs. 1 HLöG können die Ge-
meinden aus Anlass von Märkten, 
Messen, örtlichen Festen oder 
ähnlichen Veranstaltungen Ver-
kaufsstellen an jährlich bis zu vier 
Sonn- oder Feiertagen freigeben. 
Nach Beratung in Präsidium und 
Hauptausschuss hat der Hessische 
Städtetag den zuständigen Sozial-
minister Grüttner mit der Bitte an-
geschrieben, diese anlassbezogene 
Einschränkung zu streichen.
Am unbestimmten Rechtsbegriff 
„aus Anlass von Märkten …“ ent-
zünden sich in der Praxis und vor 
Gericht immer wieder Auslegungs-
schwierigkeiten und werden z. B. von 
einer bestimmten Anzahl von Be-
schickern oder Prognosen über Be-
sucherströme abhängig gemacht.  
Zu Wettbewerbsverzerrungen führt 
auch, dass in einem Fall Gewerk-
schaften oder/und Kirchen vor Ge-
richt ziehen, in anderen Städten 
nicht.
Der Hessische Städtetag sieht den 
Gesetzgeber in der Pflicht zur Än-
derung des § 6 Abs. 1 HLöG, spä-
testens seit der Hessische VGH am 
15.5.2014 das Urteil des VG Darm-
stadt vom 13.6.2013 bestätigt hat 
und die ca. 40 gewerblichen Aus-
steller beim Darmstädter Oster-

markt lediglich als „Beiwerk“ der 
von der Stadt erlaubten Sonntags-
öffnung gesehen hat und nicht als 
die „Hauptsache“, die als Besucher-
magnet Menschenströme anzieht. 
Die Stadt habe es vor dem Erlass 
ihrer Allgemeinverfügung versäumt, 
eine Prognose zu erstellen, die er-
kennen lasse, dass die Marktver-
anstaltung als solche – in Relation 
zur Größe der Stadt – eine so hohe 
Besucherzahl erreicht, dass sie als 
gewichtige Veranstaltung die Öff-
nung der örtlichen Verkaufsstellen 
am Sonntag erlaube. 
Eine klare Gesetzesregelung ist 
notwendig, um Magistrat und Ein-
zelhandel die erforderliche Rechts- 
und Planungssicherheit zu geben, 
ohne Gefahr zu laufen, dass die 
Ladenöffnung kurzfristig gerichtlich 
untersagt wird. Selbstverständlich 
muss dabei beachtet werden, dass 
das Bundesverfassungsgericht aus 
Grundrechten auch eine Schutz-
pflicht des Staates für das geschütz-
te Rechtsgut ableitet und für Art. 
140 GG (Sonn- und Feiertagsruhe) 
neben den arbeitsfreien Ruhetagen 
dem Staat die Aufgabe zukommen 
lässt, den Menschen Schutz vor ei-
ner weitgehenden Ökonomisierung 
zu bieten.

Der Hessische Städtetag verweist 
deshalb auf die Gesetzesformulie-

rung in Rheinland-Pfalz: Gesetzes-
zweck ist dort neben der Festlegung 
flexibler Rahmenbedingungen für 
die zulässigen Verkaufszeiten an 
Werktagen explizit der Schutz der 
Sonn- und Feiertagsruhe und die 
Gewährleistung der Arbeitsruhe des 
Verkaufspersonals. Für die Bestim-
mung vier verkaufsoffener Sonn-
tage durch Städte und Gemeinden 
schreibt § 10 keinen besonderen 
Anlass vor.

Ein weiteres im Hessischen Laden-
öffnungsgesetz zu regelndes Anlie-
gen des Hessischen Städtetages 
wurde gegenüber dem Hessischen 
Sozialministerium in der Stellung-
nahme vom 27.1.2011 eingefordert: 
ein nächtliches Alkoholverkaufsver-
bot in Verkaufsstellen im Sinne des 
Ladenöffnungsgesetzes als not-
wendige, flankierende Maßnahme 
zur Eindämmung von alkoholmiss-
brauchsbedingten Ausfallerschei-
nungen und Straftaten im öffentli-
chen Raum.
Laute Saufgelage auf öffentlichen 
Plätzen, exzessives Anglühen mit 
Alkohol vor dem Aufsuchen von Ver-
anstaltungen oder geplantes Koma-
saufen sind Auswüchse, die in den 
vergangenen Jahren – auch bedingt 
durch die Freigabe der Ladenöff-
nung rund um die Uhr an Werktagen 
und die Verkürzung der Sperrzeit 
auf eine Stunde – zugenommen ha-
ben. Die Städte versuchen mit ver-
schiedensten Projekten wie „HaLT 
– Hart am Limit“ oder präventiven 
sozialen Maßnahmen den Alkohol-
missbrauch nicht nur im öffentlichen 
Raum einzudämmen. Umso ernüch-
ternder sind dann die Zahlen des 
Statistischen Landesamtes, die das 
Hessische Sozialministerium z. B. in 
einer Pressemitteilung vom 1.3.2011 
veröffentlicht hat und einen kontinu-
ierlichen Anstieg der alkoholbeding-
ten Krankenhausaufenthalte seit 
2000 verzeichnen. 
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Kommunen sind engagierte Wegbereiter und Partner 
für bürgernahes Europa 

Die Kommunen in Deutschland wol-
len Europa weiter aktiv mitgestalten 
und so ihrer Verantwortung zum Ge-
lingen des europäischen Integrati-
onsprozesses gerecht werden. Die 
Präsidenten des Deutschen Städ-
tetages, Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, Nürnberg, des Deutschen 
Landkreistages, Landrat Reinhard 
Sager, Kreis Ostholstein, und des 
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, Oberbürgermeister Christi-
an Schramm, Bautzen, haben in ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz 
die EU-Parlamentarier aufgefordert, 
in der europäischen Gesetzgebung 
das garantierte Recht auf kommu-
nale Selbstverwaltung stärker zu 
beachten.

„Europapolitik wirkt heute über wei-
te Strecken in die Kommunalpoli-
tik hinein. Mittlerweile haben etwa  
70 Prozent der vom Europäischen 
Parlament verabschiedeten Richtli-
nien und Verordnungen Auswirkun-
gen auf die Kommunen. Wir wol-
len eine bürgernahe EU, in der die 
Kommunen als vollwertige Partner 
anerkannt werden. Die Vielfalt der 
Kommunen mit ihren unterschied-
lichen Traditionen und Kulturen ist 
eine besondere Stärke des geeinten 
Europas“, so die Präsidenten.

Im Vertrag von Lissabon wurde erst-
mals auf europäischer Ebene das 
Recht auf kommunale Selbstver-
waltung garantiert und das Subsi-
diaritätsprinzip verankert. Die kom- 
munalen Spitzenverbände sind sich 
darüber einig, dass sich das Recht, 
kommunale Aufgaben selbstbe-
stimmt und eigenverantwortlich 
auszuführen, in der europäischen 
Gesetzgebung verstärkt nieder-
schlagen muss. Wir brauchen eine 
lebendige Subsidiaritätskultur, bei-
spielsweise eine effektive Gesetzes-
folgenabschätzung. Die praktische 
Umsetzbarkeit der EU-Gesetzge-
bung auf örtlicher Ebene ist zu be-
rücksichtigen. Weiterhin sind der 

bürokratische Aufwand und die 
Kosten für die Kommunen auf ein 
unverzichtbares Mindestmaß zu re-
duzieren.

Von zentraler Bedeutung für die 
deutschen Kommunen ist die be-
währte Erbringung der Daseins-
vorsorge, das heißt grundlegende 
Dienstleistungen für die Bürgerin-
nen und Bürger sind durch die kom-
munale Ebene vor Ort bereitzustel-
len. Glücklicherweise konnte der 
Versuch der EU-Kommission, eine 
Privatisierung der öffentlichen Was-
serwirtschaft durch die Hintertür 
zuzulassen, am Ende erfolgreich 
abgewehrt werden. Die Spitzenver-
bände erwarten vom neugewählten 
Europäischen Parlament darauf zu 
achten, dass die Europäische Uni-
on diesen besonderen Stellenwert 
der Daseinsvorsorge respektiert. 
Die Kommunen haben durch den 
Vertrag von Lissabon die grundsätz-
liche Entscheidungsfreiheit, ob und 
wie sie Daseinsvorsorgeleistungen 
erbringen wollen, beispielsweise 
selbst ohne Ausschreibung oder in 
interkommunaler Zusammenarbeit, 
oder ob sie diese nach vorheriger 
Ausschreibung einem Privaten über-
lassen. Diese Entscheidungsfreiheit 
darf nicht mehr in Frage gestellt wer-
den.

Überregulierung droht bei geplanten 
Änderungen im Bereich des Öffent-

lichen Nahverkehrs, zum Beispiel 
durch das Vierte Eisenbahnpaket. 
Es ist Sache der Kommunen als Auf-
gabenträger, Art und Umfang des 
ÖPNV festzulegen, zu planen und 
über Form und Art der Vergabe zu 
entscheiden. Das Recht der Kom-
munen zur Definition von öffentli-
chen Dienstleistungsaufträgen im 
ÖPNV darf nicht beschnitten wer-
den.

Beim Thema Armutswanderung 
haben die Präsidenten der kom-
munalen Spitzenverbände betont: 
„Wir schätzen die Freizügigkeit in 
der Europäischen Union als Errun-
genschaft für das Zusammenleben. 
Deshalb fordern wir die Europäische 
Union auf, praxistaugliche und EU-
weite Lösungen zu erarbeiten, um 
Migration in soziale Sicherungssys-
teme zu verhindern. Dazu gehören 
gerade auch Maßnahmen in den 
Herkunftsländern, die die Situation 
der betroffenen Menschen dort ver-
bessern“, erklärten die Präsidenten. 
Dies diene auch dem Ziel, die Ak-
zeptanz der EU-Freizügigkeit lang-
fristig zu erhalten.

Die vollständigen Erwartungen und 
Forderungen der kommunalen Spit-
zenverbände an das Europäische 
Parlament sind im Internet unter 
www.staedtetag.de, 
www.landkreistag.de und 
www.dstgb.de veröffentlicht.

Nürnbergs OB 

Dr. Ulrich Maly, 

Präsident Deutscher 

Städtetag
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Bautzens OB 

Christian Schramm, 

Präsident Deutscher Städ-

te- und Gemeindebund

Landrat Robert Sager, 

Kreis Ostholstein, 

Präsident Deutscher 

Landkreistag

Europa
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Von Bürgermeistern, aber auch aus 
den Reihen der ehrenamtlichen Po-
litik wird regelmäßig an uns heran-
getragen, dass die Infrastruktur der 
Deutschen Post DHL, insbesondere 
die Aufrechterhaltung der Postfili-
alen und der Briefkastenstandorte 
politisches Thema in unseren Mit-
gliedstädten ist. Wir haben mit Ent-
scheidungsverantwortlichen aus 
dem Hause der Deutschen Post der 
Region Hessen gesprochen. Folgen-
de Information haben wir erhalten: 

„Die Deutsche Post ist das einzige 
Unternehmen, das in Deutschland 
die flächendeckende postalische 
Grundversorgung für jedermann er-
bringt. Mit den bundesweit 13.000 
Filialen, 12.000 DHL-Paketshops, 
4.000 Verkaufspunkten und den 
rund 2.650 Packstationen bietet die 
Deutsche Post ihren Kunden ein 
Verkaufsstellen-Netz mit hervor-
ragender Erreichbarkeit und einen 
überaus einfachen Zugang zu ihren 
Produkten und Services. Für kurze 
Wege sorgt auch das dichte Netz 
von bundesweit rund 110.000 Brief-
kästen und 1.000 Paketboxen. 

Mit dieser einzigartigen Infrastruktur 
sind die gesetzlichen Anforderungen 
an den sog. postalischen Universal-
dienst alleine durch die Deutsche 
Post mehr als erfüllt. Damit stellt das 
Unternehmen flächendeckend einen 
wichtigen Wirtschaftsfaktor dar, der 

nicht nur qualitativ hochwertigen 
Service, sondern auch zahlreiche, 
sehr unterschiedliche Arbeitsplätze 
und Ausbildungsmöglichkeiten bie-
tet. 

In der öffentlichen Diskussion um 
die Postversorgung in Deutschland 
nimmt die Ausgestaltung des statio-
nären Verkaufsstellen-Netzes einen 
besonderen Stellenwert ein. Der gu-
ten Erreichbarkeit und der Präsenz 
der Deutschen Post wird nach wie 
vor eine große Bedeutung beige-
messen. Und angesichts der stark 
wachsenden Nachfrage nach Paket-
dienstleistungen hat das Unterneh-
men in den letzten Monaten neben 
den Filialen und Verkaufspunkten 
zusätzlich rund 12.000 DHL-Paket-
shops bundesweit eingerichtet und 
damit die Erreichbarkeit und Kun-
dennähe weiter verbessert. 

Auch die neuen DHL-Paketshops 
werden wie die Post-Partner-Filialen 
in Zusammenarbeit mit Kaufleuten 
im Einzelhandel betrieben. Dass das 
Partner-Filial-Modell der Deutschen 
Post gut angenommen wird, zeigt 
die von Beginn an stetig gestiegene 
Zufriedenheit der Kunden bei Fragen 
zur Erreichbarkeit der Filialen, zu Öff-
nungs- und Wartezeiten sowie zur 
fachlichen Kompetenz und Freund-
lichkeit der Mitarbeiter. 

Zwar nachvollziehbar, aber aufgrund 

dieser positiven Netz-Entwicklung 
unbegründet, sind die oft kritischen 
Reaktionen der Medien, der Poli-
tik und der Bevölkerung auf Verän-
derungen im Verkaufsstellen-Netz 
der Deutschen Post. Anpassungen 
an das Kundenverhalten oder Be-
endigungen von Kooperationen 
zwischen Geschäftspartnern sind 
– manchmal auch kurzfristig – nicht 
auszuschließen. Trotzdem kommt 
die Deutsche Post dem Infrastruk-
turauftrag im gesetzlichen Rahmen 
nach und gewährleistet weiterhin 
die postalische Versorgung der Be-
völkerung. Das Netz der stationären 
Einrichtungen wird also angepasst 
und nicht eingeschränkt.

Damit die Kunden sich schnell, be-
quem und umfassend über die sta-
tionären Einrichtungen von Deut-
sche Post DHL, deren Angebote, 
Öffnungs- oder Leerungszeiten 
informieren können, wurde mit dem 
„Postfinder“ eine komfortable Such-
funktion im Internet eingerichtet. Der 
Link auf den Postfinder ist bereits 
in viele Städteportale integriert und 
bietet so den jeweiligen Bürgern und 
Besuchern einen zusätzlichen Ser-
vice, der sehr positiv aufgenommen 
wird.“

Die Deutsche Post will durch Kun-
dennähe und Service-Qualität 
überzeugen. Um ihre Präsenz, Kom-
petenz und gute Erreichbarkeit zu 
belegen, stehen die „Regionalen 
Politikbeauftragten“ der Deutschen 
Post als Ansprechpartner für Ab-
geordnete, Landräte, Bürgermeis-
ter und Kommunalpolitiker bei allen 
Fragen zur postalischen Infrastruk-
tur zur Verfügung – aktuell auch zur 
Einrichtung von DHL-Paketshops 
oder zum Wunsch, den Postfinder in 
weitere Städteportale einzubinden.

Der Ansprechpartner in Hessen ist 
Herr Friedhelm Schlitt, 
Telefon: 06621-795-7420, 
E-Mail: f.schlitt@deutschepost.de

Wirtschaft
und 
Verkehr

Gastbeitrag: Infrastruktur Deutsche Post DHL
Friedhelm Schlitt, Deutsche Post AG
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Umweltausschuss tagt mit neuem Vorsitzenden

Ende Juni tagte der Ausschuss für 
Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 
des Hessischen Städtetages erst-
mals unter der Leitung des neuen 
Vorsitzenden Bürgermeister Peter 
Schneider aus Offenbach. Er folgt in 
seiner Funktion als Vorsitzender des 
Umweltausschusses auf die ehema-
lige Stadträtin Brigitte Lindscheid 
aus Darmstadt, die seit März 2014 
Regierungspräsidentin in Hessens 
größtem Regierungsbezirk Darm-
stadt ist. 

Windenergie aus 
dem eigenen Garten
Zum Thema Windkraft durfte der 
Ausschuss Professorin Dr. Klärle von 
der Fachhochschule in Frankfurt be-
grüßen, die ihr Projekt WIND-AREA 
vorgestellte. WIND-AREA liefert ex-
akte Strömungssimulationen auf der 
Basis hochauflösender Fernerkun-
dungsdaten, welche Topographie, 
Vegetation und Gebäude detailliert 
berücksichtigen. Damit kann erst-
mals ein großflächiger Nachweis 
der wirtschaftlichsten Standorte für 
Kleinwindanlagen erbracht werden. 
Die Ausschussmitglieder befassten 
sich darüber hinaus mit der Novelle 
des Erneuerbaren-Energien-Geset-
zes und mahnten an, dass die Re-
form nicht zu einer Ausbremsung der  
Energiewende in Hessen führen dürfe. 

Luftreinhaltung 
Erneut stand auch das Thema Luft-

reinhaltung auf der Agenda. Frau Dr. 
Mang aus dem Hessischen Umwelt-
ministerium erörterte die Studie über 
die „Wirkungen verkehrsbezogener 
Maßnahmen auf die Luftqualität in 
Darmstadt“ und deren Folgen aus 
Sicht des Landes. Ergebnis war im 
Wesentlichen, dass eine Maßnah-
me alleine nicht ausreiche, um die 
Stickstoffdioxid-Werte ausreichend 
zu senken. Der Ausschuss erneuer-
te gegenüber der Landesregierung 
seine Forderung, verkehrliche Maß-
nahmen, die die Kommunen zur Ver-
besserung der Luftqualität vor Ort 
ergreifen möchten, zu unterstützen.

Rundholzvermarktung
Letztes, aber umso bedeutsame-
res Thema der Sitzung war das 
Kartellverfahren zur Rundholzver-
marktung in Baden-Württemberg. 
Gemeinsam mit dem geschäfts-
führenden Direktor des Hessi-
schen Waldbesitzerverbandes be- 
sprachen die Anwesenden das der-
zeitige Vorgehen der Bundeskartell-
behörde und die möglichen Auswir-
kungen des dortigen Verfahrens auf 
Hessen. 

Das Bundeskartellamt möchte dem 
Land Baden-Württemberg aus 
Wettbewerbsgründen den waldbe-
sitzübergreifenden, gebündelten 
Verkauf von Nadelstammholz ver-
bieten, sofern die Körperschaft, ein 
forstwirtschaftlicher Zusammen-

schluss oder ein einzelner privater 
Waldbesitzer über eine Fläche von 
über 100 Hektar verfügt. Zudem 
möchte es auch die Erbringung von 
„den Holzverkauf vorbereitenden 
Dienstleistungen“ der Holzernte so-
wie den Holzverkauf abwickelnden 
Dienstleistungen der Fakturierung 
und Abrechnung untersagen. 
In Hessen gestaltet sich die recht-
liche Organisation ähnlich wie in 
Baden-Württemberg (Einheitsforst-
verwaltung). Auch hier verkauft Hes-
sen Forst neben dem Holz aus dem 
Staatswald auch Holz aus anderen 
Waldbesitzarten. Der Ausgang der 
Verfahrens in Baden-Württemberg 
könnte daher auch für Hessen Fol-
gen haben, in welchem sich ca. 35 % 
der Waldfläche auf 418 Gemeinden 
und Städte verteilt (weitere 40 % 
gehören dem Land, 25 Prozent sind 
Privatwald).
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Umwelt,
Bau und
Planung

2012 hatte das VG Wiesbaden zum 
Luftreinhalteplan der Stadt Darm-
stadt festgestellt, dass sämtliche 
Maßnahmen zur Reduktion der 
Schadstoffbelastung zu ergreifen 
sind, um die Situation zu verbes-
sern – ungeachtet der dadurch 
entstehenden Kosten. In zweiter 
Instanz hat das Bundesverwal-
tungsgericht das erstinstanzliche 
Urteil bestätigt und festgestellt, 

dass das Land Hessen einen Luft-
reinhalteplan für das Stadtgebiet 
Darmstadt aufzustellen habe, der 
sämtliche erforderlichen Maß-
nahmen zur dauerhaften Vermin-
derung von Luftverunreinigungen 
festlegt. 
Das Land Hessen hatte dann das 
angesprochene Gutachten in 
Auftrag gegeben, in dem für die 
Stadt Darmstadt die Wirksamkeit 

verschiedener Maßnahmen des 
Luftreinhalteplans und mögliche 
zusätzliche Maßnahmen zur Luft-
reinhaltung detailliert anhand der 
Auswertung neuster Verkehrs-
zählungen im Stadtgebiet und der 
vom Ministerium durchgeführten 
Befragungen zu LKW fundiert be-
rechnet werden.

Hintergrund zur Luftreinhaltung
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Ja zu Verhandlungen für den Pakt am Nachmittag, 
nein zur „freiwilligen Leistung“

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages anerkennt den wach-
senden Bedarf in Hessen, Eltern 
und Kindern nach der ganztägigen 
Betreuung im Alter unter sechs Jah-
ren eine ganztägige Betreuung an 
der Grundschule anzubieten. Der 
Städtetag zeigt sich daher grund-
sätzlich bereit, Verhandlungen im 
Sinne des von der Koalition vorgese-
henen „Paktes für den Nachmittag“ 
mit dem Ziel zu führen, schulische 
Betreuung der Grundschulkinder 
bis um 17.00 Uhr hessenweit und 
Ferienbetreuung zu sichern. Das 
Präsidium hatte sich am 12.6.2014 
intensiv mit dem betreffenden The-
ma befasst. 
Sehr nachdrücklich weist das Füh-
rungsgremium des Hessischen 
Städtetages gleichzeitig den Ge-
danken zurück, den „Pakt am Nach-
mittag“ als freiwillige kommunale 
Leistung zu bewerten und auszuge-
stalten.

In einem Schreiben an den Staats-
sekretär im Kultusministerium Dr. 
Manuel Lösel sieht der Verband in 
dem frühen Stadium der Verhand-
lungen über den „Pakt für den Nach-
mittag“ gemäß zahlreiche Fachfra-
gen als noch ungeklärt und bittet zu 
beachten:
•	 Legt das Land seine Verantwor 
	 tungszeit bis 14.30 Uhr fest, be 
	 zieht dies alle in dieser Zeit zu er 
	 bringenden Leistungen ein, insbe 
	 sondere den Mittagstisch.

•	 Das Land muss bestimmen, ob  
	 und inwieweit die Eltern verpflich 
	 tet sind, angebotene Betreuung  
	 auch anzunehmen. In diesem Zu 
	 sammenhang ist zu klären, ob und  
	 in welcher Höhe die Eltern für das  
	 kommunale Betreuungsangebot  
	 einschließlich Ferienbetreuung  
	 Gebühren zu leisten haben.

•	 Verantwortungszeiten dürfen  
	 nicht zwangsläufig in Organisati 
	 onszeiten münden: Ziel muss eine  

	 gemeinsam von Land und Kom 
	 munen überplante gesamte Be 
	 treuungszeit bis 17.00 Uhr sein.

Klar ist für den Hessischen Städte-
tag auch: Die kreisangehörigen Ge-
meinden (ohne Schulträgerschaft) 
sollen sich weiterhin oder neu be-
ginnend im Bereich der Betreuung 
an Grundschulen betätigen dürfen. 
Dabei muss ihnen Gewähr geboten 
werden, dass sie ihr Engagement für 
den „Pakt für den Nachmittag“ auf 
gleicher Augenhöhe mit den Land-
kreisen verhandeln und durchführen 
können. Ein finanzieller Beitrag über 
die Schulumlage hinaus kommt 
nicht in Betracht (siehe Beitrag auf 
dieser Seite: Kreisangehörige Kom-
munen fordern Ganztagsbetreuung 
auf gleicher Augenhöhe.)

Kreisangehörige Kommunen for-
dern Ganztagsbetreuung auf glei-
cher Augenhöhe
Limburgs Bürgermeister Martin Ri-
chard sagt es deutlich: „Wir kreis-
angehörigen Bürgermeister sind 
bereit, die Ganztagsbetreuung an 
unseren Grundschulen zu sichern 
oder zumindest dazu beizutragen. 
Dazu gehört aber, dass wir unser 
Engagement auf gleicher Augenhö-
he mit den Landkreisen verhandeln 
können. Wir sind die Dienstleister 
unserer Bürger, nicht die Dienstleis-
ter unserer Landkreise.“
Damit vermittelt Limburgs Rathaus-

chef die Ergebnisse von Beratun-
gen der in der Arbeitsgemeinschaft 
Mitte beim Hessischen Städtetag 
versammelten Bürgermeister. Sie 
tagten diesmal in Haiger, um dort ihr 
langjähriges Mitglied und Gastgeber 
Bürgermeister Dr. Gerhard Zoubek 
zu verabschieden.
Hintergrund für die kreisangehöri-
gen Bürgermeister ist der Umstand, 
dass sie ihren Beitrag für den von 
der Landtagskoalition ausgerufe-
nen „Pakt am Nachmittag“ erbrin-
gen wollen. Mit diesem Pakt will 
die Landesregierung sicherstellen, 
dass die Grundschulkinder flächen-
deckend in Hessen bis 17.00 Uhr in 
der Grundschule betreut werden. 
Träger der Grundschulen sind aber 
in Hessen immer noch die Landkrei-
se. Dies ist anders als in den meisten 
anderen Bundesländern. 
„Wenn wir uns für unsere Grund-
schulkinder einbringen, dann wollen 
wir auch die Konzepte erarbeiten 
und gestalten“, so Richard. „Wir sind 
dann nicht die Erfüllungsgehilfen der 
Landkreise in deren Aufgabengebiet 
als Schulträger.“
Der als Bürgermeister scheidende 
Gastgeber Dr. Zoubek unterstrich: 
„Wenn wir uns als Gemeinden ein so 
wichtiges landesweites Ziel zu eigen 
machen, dann sehen wir darin eine 
Pflicht gegenüber unseren Kindern, 
Eltern und dem Staat. Uns für den 
Pakt am Nachmittag einzusetzen, ist 
keine freiwillige Leistung.“
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Aus dem 
Städtetag

V. l. n. r.: 1. StR Reiner Brill (Eschwege), die Bürgermeister Stefan Schwenk (Hünfeld), Rüdi-

ger Heß (Frankenberg), Hartmut Spogat (Fritzlar), Volker Steinmetz (Felsberg), Frank Bör-

ner (Gudensberg), Gerald Näser (Schwalmstadt) und Alexander Heppe (Eschwege), Dir 

Dr. Jürgen Dieter und GFD Stephan Gieseler (beide HStT) sowie Gastgeber Bürgermeister 

Martin Wagner aus Homberg (Efze)
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Erfolgreiche Vollversammlung der Stadtverordnetenvorsteher
und Stadtverordnetenvorsteherinnen 2014

Zum Zweck des erweiterten Erfah-
rungsaustausches hat am 2.7.2014 
die 33. Vollversammlung der Stadt-
verordnetenvorsteher/innen stattge-
funden. Einen besonderen Rahmen 
bot die zu diesem Zeitpunkt in der 
gastgebenden Stadt Gießen stattfin-
dende Landesgartenschau.

Nahezu alle Vorsitzende und Vorsit-
zenden der obersten Organe der hes-
sischen Städte und Gemeinden oder 
deren Vertreter/innen folgten der Ein-
ladung des Hessischen Städtetags. 
Begrüßt wurden die Tagungsteil-
nehmer von dem Stadtverordneten-
vorsteher der gastgebenden Stadt 
Egon Fritz und der Bürgermeisterin 
Gerda Weigel-Greilich, die es mit 
ihrem Grußwort verstand, das Audi-
torium für die Stadt Gießen und die 
Landesgartenschau zu begeistern. 
Die Sitzung setzte sich inhaltlich mit 
dem Thema „Energiewende Hessen 
– eine kommunale Herausforderung“ 
auseinander.

Mit einem kurzen Beitrag führte der 
Geschäftsführende Direktor des 
Hessischen Städtetags Stephan 
Gieseler in das Thema ein. In einem 
prägnanten Vortrag verdeutlichte der 
Abteilungsleiter im Wirtschaftsminis-
terium Werner Müller, welcher den 
für die Veranstaltung eingeladenen 
Wirtschaftsminister Tarek Al Wazir 
vertrat, die Position des Landes und 

stellte fest, dass die Energiewende 
nur gemeinsam mit den Kommunen 
und deren Stadtwerken erfolgreich 
zu leisten sei, mit dieser Intenti-
on erleichtere das Land derzeit die 
wirtschaftliche Betätigung der Kom-
munen. Reinhard Paul, Technischer 
Vorstand der Stadtwerke Gießen 
AG, referierte zur Strategie seines 
Unternehmens, die Energiewende 
vor Ort umzusetzen. Er beschrieb die 
technischen und rechtlichen Heraus-
forderungen, weiterhin erfolgreich 
am Markt teilzunehmen und unter 
Ausweitung ökologischer Aspekte 
die Energieversorgung der Bürger 
zu wirtschaftlich vertretbaren Prei-
sen sicherzustellen. Die fachlichen 
Vorträge schloss Dr. Jürgen Dieter, 
Direktor des Hessischen Städtetags 
und zuständiger Dezernent des Ener-
gieressorts unseres Verbandes ab. 
Dass die Vorschrift zur wirtschaftli-
chen Betätigung über das vom Land 
geplante Maß hinaus zu reformieren 
sei und insbesondere die Vorausset-
zung der interkommunalen Zusam-

menarbeit nicht in jeden Fall erforder-
lich ist, brachte er in seinem Vortrag 
gewohnt präzise auf den Punkt. 

In routinierter Weise moderierte der 
AG-Vorsitzende Stephan Siegler, 
Frankfurt am Main, die Vollversamm-
lung und fand zum erfolgreichen Ab-
schluss die passenden Worte. 

Das anschließende Mittagessen 
und der gemeinsame Rundgang 
über die Landesgartenschau boten 
eine schöne Gelegenheit, den Er-
fahrungsaustausch in sehr anspre-
chendem Ambiente fortzusetzen. 
Der Stadt Gießen ist es in ihrer Gar-
tenschau gelungen, das grüne Herz 
zu einem optischen Höhepunkt zu 
entwickeln und mit einer wirtschaft-
lichen Strategie diesen Erfolg nach-
haltig für ihre Bürger zu sichern. Der 
Hessische Städtetag bedankt sich 
bei der Stadt Gießen und der Stadt-
werke Gießen AG für die Ausrichtung 
der gelungenen Veranstaltung.

Vom 26. April bis 5. Oktober 2014 fei-
ert Gießen Hessens größtes Garten-
fest. Die Besucher können sich über 
prächtige 3.500 m² Wechselflor und 
3.000 m² Staudenflächen freuen, 
sich von 13 wechselnden Blumen-
schauen inspirieren lassen oder auf 
eine Entdeckungstour in 13 indivi-
duell gestalteten Themengärten und 
sieben Wissenschaftsgärten gehen. 

Rund 1.500 Veranstaltungen der un-
terschiedlichsten Art unter dem Mot-
to „Stadt.Land.Fluss – aufregend, 
vielfältig und überraschend anders“ 
bieten an 163 Tagen Gartenschau 
garantiert für jeden Geschmack das 
Richtige – vom Popkonzert bis zum 
Sportwochenende, vom Open-Air-
Kino bis zur Landesmeisterschaft 
der Floristen.

Nähere Informationen finden Sie 
unter www.landesgartenschaugie-
ssen.de.

Auf zu neuen Ufern! 
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

17.09.2014 AG Umwelt 13:00 Bad Homburg

18.09.2014 AG Recht 10:00 Eschborn

18.09.2014 AG Kämmereien 10:00 Fulda

22.09.2014 AG Mitte 09:30 Butzbach

23.09.2014 AG Süd 09:30 Langen

24.09.2014 Finanzausschuss 10:00 Frankfurt

25.09.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hanau

30.09.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Gießen

30.09.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Gießen

01.10.2014 AG Steuern 10:00 Oberursel

01.10.2014 Sportausschuss 10:00 Rödermark

07.10.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Langen

09.10.2014 Sonderausschuss Gesundheit 10:00 Darmstadt

14.10.2014 AG Nord 09:30 Felsberg

16.10.2014 AG Personal 10:00 Fulda

03.11.2014 AG Soziales 10:00 Marburg
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Beschlüsse des Präsidiums – Sitzung in Limburg an der Lahn

Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages hat sich in seiner 191. 
Sitzung am 12. Juni 2014 in der 
Domstadt Limburg an der Lahn mit 
zwei wichtigen Themen aus dem Bil-
dungsbereich befasst: mit der Integ-
ration von Kindern mit Behinderung 
in Regelkindergärten sowie mit der 
Nachmittags- und Ferienbetreuung 
von Grundschulkindern.

Der Hessische Städtetag hat dem 
zwischen Kostenträgern und Leis-
tungserbringern vereinbarten Ent-
wurf einer neuen Rahmenvereinba-
rung Integrationsplatz zugestimmt. 
Die Städte in Hessen wollten eine 
Fortentwicklung der Vereinbarung 
und damit wieder eine Musterver-
einbarung deutschlandweit. Land-
tag, Landesregierung und Leis-
tungserbringer wollten aber an dem 
bestehenden Status quo (Gruppen-
reduzierung bei Aufnahme und Maß-
nahmenpauschale) festhalten. Dem 
stimmte der Hessische Städtetag 
nun zu. Er erwartet aber, dass das 
Land Hessen die zugesagten 10 Mio. 
Euro schon mit dem neuen Kinder-
gartenjahr an die Städte weitergibt. 
Die Umsetzung der Vereinbarung 
kostet die Städte dennoch weit mehr 
als 20 Mio. Euro, weil sie einen Teil 
der Gruppenreduzierungen selbst 
tragen und als Sozialhilfeträger die 
nun auch erhöhte Maßnahmenpau-
schale finanzieren. 

Die Gruppengröße, die Personalbe-
messung und die Gewährung der 
Fachkraftstunden wird beibehalten 
und der Geltungsbereich auf Kinder 
unter drei Jahren erweitert.

Das Land ist nach Abschluss die-
ser Rahmenvereinbarung nun in der 
Pflicht, die angesetzten Pauschalen 
im Hessischen Kinder- und Jugend-
hilfegesetzbuch (HKJGB) für die 
Inklusion von Kindern mit Behin-
derungen in Kindertagesstätten zu 
erhöhen, so dass es weiterhin mög-
lich ist, die Gruppenreduzierungen 
beizubehalten. Das Land kann nun 
das Gesetzgebungsverfahren be-

ginnen und einen Kostenausgleich 
transparent und nachvollziehbar 
umsetzen. Der Hessische Städtetag 
erwartet vom Land eine dem § 32 
HKJGB entsprechende Kostenaus-
gleichsregelung für die Gruppen-
reduzierungen: Verdreifachung der 
Grund- und Qualitätspauschalen 
bei der Aufnahme eines Kindes mit 
Behinderung.
Die erhöhten Fachkraftstundenpau-
schalen (Kostenträger = Sozialhilfe-
träger) sind als Bedarf im Rahmen 
der Verhandlungen mit dem Hessi-
schen Finanzministerium geltend zu 
machen.

Es bleibt den Städten in ihrer Rolle als 
Sozialhilfeträger, Jugendhilfeträger 
und Träger von Tageseinrichtungen 
überlassen, die Vertragsregelungen 
entsprechend der gesetzlichen Auf-
träge vor Ort umzusetzen.

Auch die Grundsatzentscheidung 
für den von der neuen Landesregie-
rung vorgeschlagenen Pakt für den 
Nachmittag haben die Städte ge-
troffen. Sie sind danach grundsätz-
lich bereit, Verhandlungen im Sinne 
des von der Koalition vorgesehenen 
„Paktes für den Nachmittag“ mit 
dem Ziel zu führen, schulische Be-
treuung der Grundschulkinder bis 
17:00 Uhr und Ferienbetreuung hes-
senweit zu sichern.

Unzweifelhaft besteht ein wachsen-
der Bedarf in Hessen, Eltern und Kin-
dern nach der ganztägigen Betreu-
ung für das Alter unter sechs Jahren, 
auch eine ganztägige Betreuung an 
der Grundschule anzubieten. Aller-
dings sind aus Sicht des Präsidiums 
in dem frühen Stadium der Verhand-
lungen über den „Pakt für den Nach-
mittag“ zahlreiche Fachfragen noch 
ungeklärt. 

Für den Hessischen Städtetag sind 
jedenfalls folgende Positionen zu 
beachten:

•	 Legt das Land seine Verantwor- 
	 tungszeit bis 14:30 Uhr fest, be- 

	 zieht dies alle in dieser Zeit zu er- 
	 bringenden Leistungen ein, insbe- 
	 sondere den Mittagstisch.

•	 Das Land muss bestimmen, ob  
	 und inwieweit die Eltern verpflich- 
	 tet sind, angebotene Betreuung  
	 auch anzunehmen. In diesem Zu- 
	 sammenhang ist zu klären, ob und  
	 in welcher Höhe die Eltern für das  
	 kommunale Betreuungsangebot  
	 Gebühren zu leisten haben.

•	 Verantwortungszeiten dürfen  
	 nicht zwangsläufig in Organisati- 
	 onszeiten münden: Ziel muss eine  
	 gemeinsam von Land und Kom- 
	 munen überplante gesamte Be- 
	 treuungszeit bis 17:00 Uhr sein.

•	 Die kreisangehörigen Gemeinden  
	 (ohne Schulträgerschaft) sollen  
	 sich weiterhin oder neu begin- 
	 nend im Bereich der Betreuung an  
	 Grundschulen betätigen dürfen.  
	 Dabei muss ermöglicht werden,  
	 dass sie ihr Engagement für den  
	 „Pakt am Nachmittag“ auf glei- 
	 cher Augenhöhe mit den Land- 
	 kreisen verhandeln und durchfüh- 
	 ren können. Ein finanzieller Bei- 
	 trag über die Schulumlage hinaus  
	 kommt nicht in Betracht.

Die Städte in Hessen erwarten 
schließlich, dass das Land Hessen 
die Leistungen der Kommunen im 
Zuge der KFA-Neuordnung 2016 
nicht als „freiwillige Leistungen“ be-
trachtet.

Nachmittagsbetreuung für Kinder – Städ-

te wollen sich mit dem Land vereinbaren
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